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schwindigkeit von 70 km/h zu fahren. Bei dieser Geschwin­
digkeit ist von einem Anhalteweg von etwa 50 m auszu­
gehen. Ist das Hindernis als ein riskantes, Gefahr bedeu­
tendes objektiv erst in einer Entfernung zu erkennen, die 
innerhalb des Anhaltewege liegt, so ist eine Kollision mit 
ihm nicht auf Verschulden des Fahrzeugführers zurück­
zuführen.

Das Bezirksgericht betrachtet es als erwiesen, daß die 
Sichtverhältnisse es zur Unfallzeit ermöglichten, auch ohne 
künstliche Beleuchtung auf eine Entfernung von 150 bis 
200 m Personen zu erkennen. Ausweislich des Protokolls 
der gerichtlichen Hauptverhandlung sagte der Zeuge M. 
aus, e t w a s  auf der Fahrbahn liegen gesehen zu haben. 
Diese unkonkrete Aussage läßt keine Interpretation dahin­
gehend zu, daß mit dieser Formulierung nur ein Mensch 
gemeint sein könne. Des weiteren erklärte der Zeuge, daß 
die Entfernung dorthin ca. 100 m weit gewesen sei.

Darüber hinaus hätte das Bezirksgericht beachten müs­
sen, daß die Aussagen des Zeugen M. aus einer vor und 
einer nach dem Verkehrsunfall beobachteten Situation re­
sultieren. So hat der Zeuge M. ebenso wie der Zeuge S. 
bereits vor dem Unfall beobachtet, daß sich der später 
Verunglückte auf der Fahrbahn aufhielt, und aus dessen 
Hin- und Herschwanken geschlußfolgert, dieser sei betrun­
ken. Aus der Tatsache, daß er einen stumpfen Schlag 
hörte, stellte er einen Bezug zu diesem Bürger her und ver­
mutete, daß ihm etwas passiert sein könne. Der Zeuge M. 
war also aus der vorherigen Beobachtung darauf fixiert, 
daß im Zusammenhang mit dem Geräusch auf der Fahr­
bahn ein Mensch von einem Unfall betroffen ist. Seine 
visuelle Aufmerksamkeit war darauf gelenkt, ein auf der 
Straße befindliches Hindernis zu erkennen. Auch war die 
Aufmerksamkeit des Zeugen, ausgehend von den objek­
tiven Umständen, besonders konzentriert.

In einer solchen Situation befand sich der Angeklagte 
jedoch nicht. Für ihn bot sich die Fahrbahn in einem Zwie­
licht dar, das die Sicht erschwerte und Hindernisse schlecht 
erkennen ließ, wie der sachverständige Zeuge S. bestä­
tigte. Es bot sich dem Angeklagten auch kein sich bewe­
gendes Hindernis dar. Die von den Instanzgerichten ge­
troffenen Feststellungen, daß aus den Verletzungen des 
Verunglückten und der Art der Schäden am Pkw des An­
geklagten davon ausgegangen werden muß, daß der voll­
trunkene Bürger zur Unfallzeit auf der Fahrbahn gelegen 
hat, bestätigen das. Hinzu kommt, daß die Farben der 
Fahrbahn und der Kleidung des längs zur Fahrtrichtung 
des Angeklagten liegenden Bürgers ineinandergeflossen 
waren und dem Angeklagten das Erkennen der dadurch 
verschwommenen Konturen erschwerten.

Der Angeklagte legte zwar dar, die Fahrbahn auf 100 m 
weit eingesehen zu haben. Ob er sich tatsächlich unter dem 
Eindruck des fehlenden Begegnungs- und Überholverkehrs 
und der günstigen Fahrverhältnisse nicht voll konzentriert 
und dadurch den Verkehrsunfall herbeigeführt hat, ist bis­
her unbewiesen. Es ist nicht geklärt, ob der Angeklagte 
in der dargelegten Verkehrssituation bei entsprechender 
Aufmerksamkeit und Umsicht den reglos auf der Fahrbahn 
liegenden Bürger so frühzeitig hätte erkennen können, 
daß er zur unfallverhütenden Reaktion in der Lage ge­
wesen wäre. Dazu bedarf es einer Rekonstruktion, die 
unter gleichartigen Bedingungen nachzuholen ist. Dabei 
ist zu berücksichtigen, ob der Horizont (z. B. Wald, Be­
bauung, freie Sicht) für den Angeklagten und die Zeugen 
unterschiedliche Bedingungen bot, so daß aus deren ent­
gegengesetzten Blickrichtungen sich eventuell verschieden­
artige (günstigere bzw. ungünstigere) Erkennungsmöglich­
keiten in bezug auf einen auf der Straße liegenden Bürger 
boten.

Aus den dargelegten Gründen war in Übereinstimmung 
mit der Auffassung des Vertreters des Gerieralstaatsan- 
walts der DDR das Urteil des Bezirksgerichts aufzuheben 
und die Sache gemäß § 322 Abs. 3 StPO zur erneuten Ver­
handlung und Entscheidung zurückzuverweisen.

§§ 200 Abs. 1,118, 54 StGB; § 5 StVZO.
1. Das im Tatbestand der Verkehrsgefährdung durch Trun­
kenheit enthaltene Merkmal „Verkehr“ umfaßt auch die 
mit Elektrokarren in einer Werkhalle durchgeführten in­
nerbetrieblichen Transportfahrten.
2. An die Fahrtüchtigkeit eines im innerbetrieblichen Ver­
kehr eingesetzten Fahrzeugführers sind keine geringeren 
Anforderungen zu stellen als an einen Fahrzeugführer im 
öffentlichen Straßenverkehr. Seine Fahrtüchtigkeit ist bei 
einer Blutalkoholkonzentration ab 1,0 mg/g stets erheblich 
beeinträchtigt.
3. Zur Aufklärung unfallursächlicher Pflichtverletzungen 
(hier: erhebliche Beeinträchtigung der Fahrtüchtigkeit oder 
Brems versagen).
4. Eine Betriebsfahrerlaubnis stellt keine Fahrerlaubnis 
nach § 5 StVZO dar. Sie ist demzufolge auch nicht nach 
§ 54 StGB einzuziehen. Begeht ein Werktätiger im Betriebs­
gelände eine Straftat nach § 200 StGB und besitzt er eine 
staatliche Berechtigung zum Führen von Fahrzeugen (Fahr­
erlaubnis), kann diese nach § 54 StGB nur eingezogen wer­
den, wenn ein Bezug zwischen der Straftat und dem Ver­
halten des Werktätigen als Fahrzeugführer im öffentlichen 
Straßenverkehr festgestellt wird.
5. Zur Beurteilung der Symptome alkoholischer Beeinflus­
sung infolge Restalkohols.
OG, Urteil vom 15. Oktober 1981 - 3 OSK 18/81.

Das Kreisgericht verurteilte den Angeklagten wegen fahr­
lässiger Körperverletzung im schweren Fall (Vergehen 
gemäß § 118 Abs. 1 und 2 Ziff. 1 und 2 StGB). Der Entschei­
dung liegen folgende wesentliche Sachverhaltsfeststellun­
gen zugrunde:

Der Angeklagte arbeitet als Diesel- und Elektrokar­
renfahrer. Am 13. April 1981 trank er nach Arbeitsschluß 
bis 23 Uhr drei bis vier halbe Liter Bier und fünf bis sechs 
doppelte Schnäpse. Nach einer kurzen Nachtruhe ging er 
um 3.40 Uhr zu Fuß zur Arbeit. Von 5 Uhr an transpor­
tierte er im Betrieb mit dem Elektrokarren Materialien. 
Gegen 9 Uhr befuhr er den Hauptfahrweg in der Gieße­
rei I. In der Höhe des Schmelzbetriebes beschleunigte er 
unvermittelt das Fahrzeug und fuhr, nach rechts abkom­
mend, auf einen haltenden Gabelstapler zu. Vor dem Ga­
belstapler hielten sich die Zeugen S. und R. auf. Während 
sich S. seitwärts aus dem Gefahrenbereich entfernen 
konnte, wurde R. vom Elektrokarren gegen den Gabel­
stapler gepreßt. Er erlitt eine beiderseitige Beckenring­
fraktur sowie eine große Blasenruptur. Die stationäre 
Krankenhausbehandlung dauerte bis zum Tage der Haupt­
verhandlung an.

Die beim Angeklagten durchgeführte gerichtsmedizi­
nische Untersuchung ergab eine Blutalkoholkonzentration 
zur Tatzeit von 1,4 mg/g.

Gegen das Urteil des Kreisgerichts richtet sich der 
zuungunsten des Angeklagten gestellte Kassationsantrag 
des Generalstaatsanwalts der DDR, mit dem ungenügende 
Aufklärung und Feststellung des Sachverhalts, die Nicht­
anwendung des § 200 Abs. 1 StGB und ein gröblich unrich­
tiger Strafausspruch gerügt werden.

Der Antrag hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Die gerechte Anwendung sozialistischen Strafrechts erfor­
dert u. a., daß jede Straftat allseitig aufgeklärt und der 
Schuldige in dem danach erforderlichen Maß zur Verant­
wortung gezogen wird (§ 2 StPO). Dem trägt die vor dem 
Kreisgericht durchgeführte Hauptverhandlung nicht aus­
reichend Rechnung.

Anzuwendende Strafvorschrift auf den mit der Anklage 
erhobenen Tatvorwurf war neben der fahrlässigen Kör­
perverletzung im schweren Fall (Vergehen gemäß § 118 
Abs. 1 und 2 Ziff. 1 und 2 StGB) eine Verkehrsgefährdung 
durch Trunkenheit (Vergehen gemäß § 200 Abs. 1 StGB). 
Beide Gesetzesverletzungen stehen im Verhältnis der Tat­
einheit zueinander. Der dringende Tatverdacht nach § 200 
Abs. 1 StGB ergab sich aus dem im Anklagetenor enthal­
tenen Vorwurf, der Angeklagte habe am 14. April 1981 mit


